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791-5-13-U 

Verordnung 
über den "Naturpark Oberpfälzer Wald" 

Vom 14. Juli 1995 

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 37 
Abs.2 Nr. 1 des 'Bayerischen Naturschutzgesetzes -
BayNatSchG - (BayRS 791-1-U), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 28. April 1994 (GVBI S. 299), er­
läßt das Bayerische Staatsministerium für Landes­
entwicklung und Umweltfragen folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Schutzgegenstand 

(1) lTeilgebiete der Naturräume Oberpfälzi­
sches Hügelland, Vorderer Oberpfälzer Wald ur.d 
Hinterer Oberpfälzer Wald im Landkreis Schwan­
dorf werden in den in § 2 näher bezeichneten Gren­
zen als Naturpark festgesetzt. 2Das Gebiet hat eine 
Größe von ca. 81 700 Hekta,r. 

(2) Der Naturpark erhält die Bezeichnung "Na­
turpark Oberpfälzer Wald" . 

(3) Träger des Naturparks ist der "Verein Natur­
park Oberpfälzer Wald e.v." mit Sitz in Schwan­
dorf. 

§2 

Naturparkgrenzen 

(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer 
Karte M = 1: 100000, die als Anlage Bestandteil 
dieser Verordnung ist, grob dargestellt. 

(2) lDie genauen Grenzen des Naturparks sind 
in einer Karte M = 1 : 25 000 eingetragen, die beim 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberster Naturschutzbehörde 
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird. 
2Maßgebend für den genauen Grenzverlauf ist der 
Eintrag in dieser Karte mit der Außenkante des Be­
grenzungsstric9-s. 3Weitere Ausfertigungen dieser 
Karte befinden sich bei der Regierung der Ober­
pfalz als höherer Naturschutzbehörde sowie beim 
Landratsamt Schwandorf als unterer Naturschutz­
behörde. 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge­
nannten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zu­
gänglich. 

§3 

Einteilung des Gebiets 

(1) lInnerhalb des Naturparks wird eine Schutz­
zone festgesetzt , die die Voraussetzungen eines 
Landschaftsschutzgebiets erfüllt. 2Ihre Grenzen 
sind in der in § 2 Abs. 1 genannten Anlage grob dar­
gestellt. 

(2) lDie gen auen Grenzen der Schutzzone sind 
in der in § 2 Abs: 2 genannten Karte eingetragen, 
auf die Bezug genommen wird. 2Maßgebend für 
den genauen Grenzverlauf ist der Eintrag in dieser 
Karte mit der Außenkante des jeweiligen Begren­
zungsstrichs. 

§4 

Schutzzweck 

Zweck der Festsetzung d~s Naturparks ist es, 

1. das Gebiet entsprechend dem Pflege- und Ent­
wicklungsplan (§ 12 Nr. 1) nachhaltig zu sichern, 
zu pflegen und zu entwickeln, 

2. geeignete Landschaftsteile für die Erholung und 
den Naturgenuß zu erschließen und der Allge­
meinheit zugänglich zu machen, soweit die Be­
lastbarkeit des Naturhaushalts und des Land­
schaftsbilds dies zulassen, 

3. den Erholungsverkehr zu ordnen und zu lenken, 

4. in der Schutzzone 

a) die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
zu erhalten bzw. wieder herzustellen und zu 
verbessern, insbesondere 

- erhebliche oder nachhaltige Beeinträchti­
gungen von Natur und Landschaft zu ver­
hindern 

- den Wald wegen seiner besonderen Bedeu­
tung für den Naturhaushalt zu schützen 

- die heimischen Tier- und Pflanzenarten so­
wie ihre Lebensgemeinschaften und Le­
b ensräume zu schützen, 

b) die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des für 
die unter § 1 genannten Naturräume typi­
schen Landschaftsbilds zu bewahren, 

c) eingetretene Schäden zu beheben oder auszu­
gleichen. 

§5 

Besondere Vorschriften 

lSoweit für das Gebiet des Naturparks beson­
dere naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, 
insbesondere solche über Naturschutzgebiete und 
Naturdenkmäler, über den Schutz von Land­
schaftsbestandteilen und Grünbeständen oder 
über den Schutz von Naß- und Feuchtflächen oder 
Mager- und Trockenstandorten gemäß Art.6d 
Abs.l BayNatSchG, bleiben diese unberührt. 
2Gleiches gilt, wenn künftig besondere natur­
schutzrechtliche Vorschriften erlassen werden. 
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§6 

Verbote 

In der Schutzzone sind alle Handlungen verbo­
ten, die den Charakter des Gebiets verändern oder 
dem in § 4 Nr.4 genannten besonderen Schutz­
zweck zuwiderlaufen, insbesondere alle Handlun­
gen, die geeignet sind, die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts, das Landschaftsbild, den Natur­
genuß oder den Zugang zur freien Natur zu beein­
trächtigen. 

§7 

Erlaubnis 

(1) Der Erlaubnis bedarf, wer beabsichtigt, in­
nerhalb der Schutzzone 

1. bauliche Anlagen aller Art im Sinn der Bayeri­
schen Bauordnung (BayBO) zu errichten, zu er­
weitern oder ihre äußere Gestaltung wesent­
lich zu ändern, auch wenn sie einer baurechtli­
chen Genehmigung nicht bedürfen; hierzu zäh­
len insbesondere 

a) Gebäude aller Art (Art.2 Abs.2 BayBO), 
Verkaufs- und Ausstellungsstände, Automa­
ten, 

b) Einfriedungen aller Art (ausgenommen sok­
kellose Weide- und Forstkulturzäune ohne 
Verwendung von Beton) , . 

c) wesentliche Veränderungen der bisherigen 
Bodengestalt durch Aufschüttungen, Ab­
grabungen oder in sonstiger Weise (auSge­
nommen der Abbau von Bodenschätzen ge­
mäß § 8 Nr. 3), 

\ 

2. Straßen, Wege, Plätze oder Park-, Camping-, 
Sport-, Spiel- oder Badeplätze oder ähnliche 
Einrichtungen zu errichten oder wesentlich zu 
ändern (ausgenommen land- und forstwirt­
schaftliche Straßen und Wege, einschließlich 
Holzlagerstreifen, gemäß § 8 Nr. 2), 

3. Langlaufloipen, Skiabfahrten oder sonstige 
dem Wintersport dienende Anlagen, insbeson­
dere Seilbahnen oder Skilifte, sowie Seil- oder 
Schlepp aufzüge zu errichten oder wesentlich 
zu ändern, 

4. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Ka­
bel- oder Rohrleitungen zu verlegen oder Ma­
sten und Unterstützungen aufzustellen (ausge­
nommen nicht ortsfeste ' Anlagen zur Bereg­
nung von landwirtschaftlichen Nutzflächen 
und zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser 
und Zuleitungen zu elektrischen Weidezäunen 
und Anlagen, die der Ver- und Entsorgung von 
zulässigerweise errichteten Wohn- und Be­
triebsgebäuden dienen), 

5. Gewässer, deren Ufer, den Zu- und Ablauf des 
Wassers oder den Grundwasserstand zu verän­
dern oder neue Gewässer herzustellen oder 
Verlandungsbereiche von Gewässern oder Aue­
bödenbereiche, insbesondere feuchte Wirt­
schaftswiesen oder -weiden sowie regelmäßig 

überschwemmte Auwälder, durch Dränung 
oder Gräben zu entwässern oder trockenzule­
gen, umzubrechen oder durch sonstige Maß­
nahmen nachhaltig zu verändern, 

. 6. Erstaufforstungen vorzunehmen, 

7. landschaftsbestimmende Bäume, Hecken oder 
sonstige Gehölze außerhalb des Waldes, Find­
linge oder Felsblöcke zu beseitigen, 

8. außerhalb von Straßen, Wegen oder Plätzen 
mit Kraftfahrzeugen aller A.rt zu fahren, diese 
dort abzustellen oder Verkaufswagen aufzu­
stellen (ausgenommen im Rahmen der land­
und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung), 

9. auf anderen als hierfür behördlich zugelasse­
nen Plätzen zuzelten, Wohnwagen abzustellen, 
dies zu gestatten, oder im Rahmen der Erho­
l.ungsnutzung offene Feuer zu entzünden oder 
zu unterhalten, 

10. außerhalb behördlich zugelassener Start- und 
Landeplätze mit Hängegleitern, Gleitflugzeu­
gen, Ultraleichtflugzeugen und ähnlichen un­
bemannten Luftfahrzeugen zu starten, zu lan­
den oder Flugmodelle mit Motor zu betreiben, 

11. Boote zu lagern, 

12. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge 
oder Schaukästen anzubringen (ausgenommen 
Hinweise auf den Schutz des Gebiets, behördli­
che Verbotstafeln, Verkehrszeichen, Verkehrs­
einrichtungen, Flußkilometer-Zeichen, Schil­
der für die Forst- und Waldeinteilung, Warnta­
feln , Ortshinweise, Wegmarkierungen oder zu­
lässige Wohn- und Gewerbebezeichnungen an 
Wohn- und Betriebsstätten, sofern nicht 
Leuchtschrift verwendet wird). 

(2) lDie Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Vor­
haben keine der in § 6 genannten Wirkungen her­
vorrufen kann oder diese Wirkungen durch Neben­
bestimmungen ausgeglichen werden können. 
2Wird die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen er­
teilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt wer­
den. 3Die Vorschrift des Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG 
über Ersatzmaßnahmen ist entsprechend anzu­
wenden. 

(3) Andere Fachbehörden sind zu beteiligen, so­
weit deren Belange berührt sind. 

(4) Soweit Entscheidungen über Erlaubnisse 
oder Befreiungen für Pflegemaßnahmen oder für 
eine ordnungsgemäße land-, forst- oder fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung erforderlich wer­
den, werden Kosten gemäß Art. 54 Abs. 2 BayNat­
SchG nicht erhoben. 

§8 

Ausnahmen 

Von den Beschränkungen dieser Verordnung blei­
ben ausgenommen 

1. die ordnungsgemäße land-, forst- und fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung im Sinn des 
Art. 6 Abs. 2 BayNatSchG; unabhängig davon 
gilt jedoch § 7 Abs. 1 Nr. 5, 
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2. der Bau von land- oder forstwirtschaftlichen 
Straßen oder Wegen, einschließlich Holzlager­
streifen, mit einer Fahrbahnbreite von nicht 
mehr als 3,50 m , hergestellt aus naturraumtypi­
schem Material und ohne Oberflächenversiege­
lung; unabhängig davon gilt jedoch § 7 Abs. 1 
Nr. 5, 

3. der Abbau von Bodenschätzen auf den in den 
Karten nach § 2 Abs. 1 und 2 gesondert ~ingetra­
genen Flächen; maßgebend für den Grenzver­
lauf ist die Karte nach § 2 Abs. 2, 

4. die Aufsuchung und Gewinnung bergfreier Bo­
denschätze im Rahmen bereits erteilter Berg­
bauberechtigungen, 

5. die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd und 
der Fischerei sowie Aufgaben des Jagdschutzes 
und der Fischereiaufsicht, 

6. Maßnahmen zur Unterhaltung von Straßen, We­
gen, Gewässern und deren Ufern und Dränanla­
gen, 
Maßnahmen des Winterdienstes auf Straßen im 
notwendigen Umfang und zur Verkehrssiche­
rung, soweit diese zur Abwehr von Gefahren er­
forderlich sind, 
Maßnahmen der Gewässeraufsicht, 

7. der Betrieb bzw. die Nutzung sowie die Erweite­
rung von zulässigerweise errichteten baulichen 
Anlagen innerhalb landwirtschaftlicher Hof­
stellen, 

8. der Betrieb, die Instandsetzung und die ord­
nungsgemäße Unterhaltung von bestehenden 
Energie-, Wasserversorgungs- oder Entsor­
gungsanlagen sowie von bestehenden Fernmel­
deanlagen, Betriebsanlagen der Eisenbahn und 
Einrichtungen der Landesverteidigung, 

9. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der 
Schutzzone notwendigen und von den Natur­
schutzbehörden angeordneten oder zugelasse­
nen Überwachungs-, Schutz- und Pflegemaß­
nahmen. 

§9 

Befreiung 

Von den Verboten nach § 6 kann gemäß Art. 49 
BayNatSchG im Einzelfall Befreiung erteilt wer­

. den. 

§ 10 

Entschädigung, Erschwernisausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder die auf Grund 
dieser Verordnung getroffenen behördlichen Maß­
nahmen eine Enteignung darstellen oder einer sol­
chen gleichkommen, insbesondere weil sie eine we­
sentliche Nutzungsbeschränkung darstellen, ist 
Entschädigung gemäß Art. 36 BayNatSchG zu lei­
sten. 

(2) Die Vorschrift des Art. 36a BayNatSchG über 
Erschwernisausgleich bei Feuchtflächen bleibt un­
berührt. 

§11 

Z uständigkei ten 

(1) Für die Erteilung der Erlaubnis und der Be­
freiung ist das Landratsamt Schwandorf als untere 
Naturschutzbehörde zuständig. 

(2) Bei Vorhaben der Landesverteidigung und 
des Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung 
nach Art. 49 Abs . 3 Satz 1 Halbsatz 5 BayNatSchG 
das Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberste Naturschutzbehörde. 

§ 12 

Aufgaben des Naturparkträgers 

Der Träger des Naturparks hat insbesondere 

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Maß­
nahmen zur Sicherung, Pflege und Entwicklung 
des Gebiets als eine für die Naturräume typische 
Vorbildslandschaft und als Erholungsraum ent­
hält (Pflege- und Entwicklungsplan), sie umzu­
setzen und bei Bedarf fortzuschreiben , 

2. Maßnahmen des Naturschutzes, insbesondere 
des Schutzes und der Pflege der Pflanzen- und 
Tierwelt, durchzuführen und zu fördern, 

3. das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestalten 
und zu pflegen, insbesondere die Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit des Landschaftsbilds für die 
Allgemeinheit zu bewahren, 

4. die naturnahe und n'aturschonende Erholung im 
Naturpark zu fördern , 

5. die Bevölkerung über die Bedeutung des Natur­
parks für Naturschutz und Landschaftspflege 
sowie die Erholung aufzuklären. 

§ 13 , 
Ordnungswidrigkei ten 

(1) Nach Art. 52 Abs . 1 Nr. 3 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer' vorsätzlich oder fahrläs­
sig eine nach § 7 Abs. 1 erlaubnispflichtige Maß­
nahme ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt. 

(2) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr.6 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrläs­
sig einer mit einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 oder ei­
ner Befreiung nach § 9 verbundenen vollziehbaren 
Auflage nicht nachkommt. 

(3) Die Einziehung von Gegenständen richtet 
sich nach Art. 53 BayNatSchG. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1995 in 
Kraft. 

München, den 14. Juli 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Thomas Go p p e 1 , S taa tsminister 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr.18/1995 561 

791-5-14-U 

Verordnung 
über den "Naturpark Fränkische Schweiz -

. Veldensteiner Forst" 

Vom 14. Juli 1995 

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs.1 Nr.2, Art. 55 
Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit Art. 45 Abs. 2 Satz 3 
Halbsatz 2 und Art. 37 Abs. 2 Nr.1 des Bayerischen 
Naturschutzgesetzes -BayNatSchG- (BayRS 791-
1-U), zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. April 
1994 (GVBl S. 299), erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium für Landesentwicklung und Umweltfra­
gen folgende Verordnung: 

§ 1 

Schutzgegenstand 

(1) lDas Gebiet der nördlichen Frankenalb in 
den Landkreisen Amberg-Sulzbach, Neustadt a . d. 
Waldnaab, Bamberg, Bayreuth, Forchheim, Kulm­
bach, Lichtenfels und Nürnberger Land wird in 
den in § 2 näher bezeichneten Grenzen als Natur­
park festgesetzt. 2Das Gebiet hat eine Größe von ca. 
230970 Hektar. 

(2) Der Naturpark erhält die Bezeichnung "Na­
turpark Fränkische Schweiz - Veldensteiner Forst" . 

(3) Träger des Naturparks ist der "Verein Natur­
park Fränkische Schweiz - Veldensteiner Forst 
e.v." mit Sitz in Pottenstein. 

§2 

Naturparkgrenzen 

(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer 
Karte M = 1: 100000, die als Anlage Bestandteil 
dieser Verordnung ist, grob dargestellt. 

(2) lDie genauen Grenzen des Naturparks sind 
in einer Karte M = 1 : 25 000 eingetragen, die beim 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als oberster Naturschutzbehörde 
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird. 
2Maßgebend für den genauen Grenzverlauf ist der 
Eintrag in dieser Karte mit der Außenkante des Be­
grenzungsstrichs. 3Weitere Ausfertigungen dieser 
Karte befinden sich bei den Regierungen der Ober­
pfalz, von Oberfranken und von Mittelfranken als 
höheren Naturschutzbehörden sowie bei den Land­
rats ämtern Amberg-Sulzbach, Neustadt a. d. Wald­
riaab, Bamberg, Bayreuth, Forchheim, Kulmbach, 
Lichtenfels und Nürnberger Land als unteren Na­
turschutzbehörden. 

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge­
nannten Behörden archivmäßig verwahrt und sind 
dort während der Dienststunden allgemein zu­
gänglich. 

§3 

Einteilung des Gebiets 

(1) 1 Innerhalb des Naturparks wird - ergänzend 
zu den in § 5 Abs. 2 genannten Landschaftsschutz-

gebieten - eine Schutzzone festgesetzt, die die Vor­
aussetzungen eines Landschaftsschutzgebiets er­
füllt . 2Ihre Grenzen sind in der in § 2 Abs. 1 genann­
ten Anlage grob dargestellt. 

(2) I Die genauen Grenzen der Schutzzone sind 
in der in § 2 Abs.2 genannten Karte eingetragen, 
auf die Bezug genommen wird. 2Maßgebend für 
den genauen Grenzverlauf ist der Eintrag in dieser 
Karte mit der Außenkante des jeweiligen Begren­
zungsstrichs. 

§4 

Schutzzweck 

Zweck der Festsetzung des Naturparks 1st es , 

1. das Gebiet entsprechend dem Pflege- und Ent­
wicklungsplan (§ 12 Nr. 1) nachhaltig zu sichern, 
zu pflegen und zu entwickeln, 

2. geeignete Landschaftsteile für die Erholung und 
den Naturgenuß zu erschließen und der Allge­
meinheit zugänglich zu machen, soweit die Be­
lastbarkeit des Naturhaushalts und des Land­
schaftsbilds dies zulassen, 

3. den Erholungsverkehr zu ordnen und zu lenken, 

4. in der Sc.hutzzone 

a) die Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 
zu erhalten bzw. wieder herzustellen und zu 
verbessern, insbesondere 

- erhebliche oder nachhaltige Beeinträchti­
gungen von Natur und Landschaft zu ver­
hindern 

- den Wald wegen seiner besonderen Bedeu­
tung für den Naturhaushalt zu schützen 

- die heimischen Tier- und Pflanzenarten so­
wie ihre Lebensgemeinschaften ·und Le­
bensräume zU: schützen, 

b) die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des für 
die nördliche Frankenalb typischen Land­
schaftsbilds zu bewahren, 

c) eingetretene Schäden zu beheben oder auszu­
gleichen. 

§ 5 

Besondere Vorschriften 

(1) lSoweit für das Gebiet des Naturparks be­
sondere naturschutzrechtliche Vorschriften beste­
hen, insbesondere solche über Naturschutzgebiete 
und Naturdenkmäler, über den Schutz von Land­
schaftsbestandteilen und Grünbeständen oder 
über den Schutz von Naß- und Feuchtflächen oder 
Mager- und Trockenstandorten gemäß Art.6d 
Abs.1 BayNatSchG, bleiben diese unberührt. 
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2Gleiches gilt, wenn künftig besondere natur­
schutzrechtliche Vorschriften erlassen werden. 

(2) Unberührt bleiben auch 

1. die Anordnung zur endgültigen Sicherstellung 
von Landschaftsteilen an der Autobahn Berlin ~ 
München der Regierung von Oberfranken vom 
7. Dezember 1954 (RARIOFr. Nr.35), geändert 
durch Verordnung des Landkreises Bayreuth 
vom 24. Oktober 1977 (KABl S. 118), mit dem 
teilweise innerhalb des Naturparks gelegenen 
Landschaftsschutzgebiet Sophienberg, 

2. die Verordnung über das Landschaftsschutzge­
biet "Schobertsberg" des Landkreises Bayreuth 
vom 1. Juni 1978 (KABl S. 115), 

3. die Verordnung über das Landschaftsschutzge­
biet "Oberes Rotmaintal" im Gebiet der Stadt 
Bayreuth und des Landkreises Bayreuth des Be- ' 
zirks Oberfranken vom 10. Februar 1983 (RABl 
OFr. S. 19), geändert durch Verordnung vom 
30 . September 1993 (RABl OFr. S . 122), mit dem 
teilweise innerhalb des Naturparks gelegenen 
Landschaftsteil, 

4. die Rechtsverordnung zur Ausweisung des 
Landschaftsschutzgebiets "Nördlicher Jura" 
des Landkreises Nürnberger Land vom 8. No­
vember 1985 (KABl Nr. 40). 

§6 

Verbote 

In der Schutzzone sind alle Handlungen verbo­
ten, die den Charakter des Gebiets verändern oder 
dem in § 4 Nr.4 genannten besonderen Schutz­
zweck zuwiderlaufen, insbesondere alle Handlun­
gen, die geeignet sind, 'die Leistungsfähigkeit des 
Naturhaushalts, das Landschaftsbild, den Natllr­
genuß oder den Zugang zur freien Natur zu beein-
trächtigen. ' 

§ 7 

Erlaubnis 

(1) Der Erlaubnis bedarf, wer beabsichtigt, in­
nerhalb der Schutzzone 

1. bauliche Anlagen aller Art im Sinn der Bayeri­
schen Bauordnung (BayBO) zu errichten, zu er­
weitern oder ihre äußere Gestaltung wesent­
lich zu ändern, auch wenn sie einer baurechtli­
chen Genehmigung nicht bedürfen; hierzu zäh­
len insbesondere 

a) Gebäude aller Art (Art. 2 Abs.2 BayBO), 
Verkaufs- und Ausstellungsstände, Automa­
ten, 

b) Einfriedungen aller Art (ausgenommen sok­
kellose Weide- und Forstkulturzäune ohne 
Verwendung von Beton), 

c) wesentliche Veränderungen der bisherigen 
Bodengestalt durch Aufschüttungen, Ab­
grabungen oder in sonstiger Weise (ausge­
nommen der Abbau von Bodenschätzen ge­
mäß § 8 Nr. 3), 

2. Straßen, Wege, Plätze oder Park-, Camping-, 
Sport-, Spiel- oder Badeplätze oder ähnliche 
Einrichtungen zu errichten oder wesentlich zu 
ändern (ausgenommen land- und forstwirt­
schaftliche Straßen und Wege, einschließlich 
Holzlagerstreifen, gemäß § 8 Nr. 2), . 

3. Langlaufloipen, Skiabfahrten oder sonstige 
dem Wintersport dienende Anlagen, insbeson­
dere Seilbahnen oder Skilifte, sowie Seil- oder 
Schleppauf;züge zu errichten oder , wesentlich 
zu ändern, 

4. ober- oder unterirdisch geführte Draht-, Ka­
bel- oder Rohrleitungen zu verlegen oder Ma­
sten und Unterstützungen aufzustellen (ausge­
nommen nicht ortsfeste Anlagen zur Bereg-, 
nung von landwirtschaftlichen Nutzflächen 
und zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser 
und Zuleitungen zu elektrischen Weidezäunen 
und Anlagen, die der Ver- und Entsorgung von 
zulässigerweise errichteten Wohn- und Be­
triebsgebäuden dienen), . 

5. Gewässer, deren Ufer, den Zu- und Ablauf des 
Wassers oder den Grundwasserstand zu verän­
dern oder neue Gewässer herzustellen oder 
Verlandungsbereiche von Gewässern oder Aue­
bödenbereiche, insbesondere feuchte Wirt­
schaftswiesen oder -weiden sowie regelmäßig 
überschwemmte Auwälder, durch Dränung 
oder Gräben zu entwässern oder trockenzule­
gen, umzubrechen oder durch sonstige Maß­
nahmen nachhaltig zu verändern, 

6. Erstaufforstungen vorzunehmen, 

7. landschaftsbestimmende Bäume, Hecken oder 
sonstige Gehölze außerhalb des Waldes, Find­
linge oder Felsblöcke zu beseitigen, 

8. außerhalb von Straßen, Wegen oder Plätzen 
mit Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren, diese 
dort abzustellen oder Verkaufswagen aufzu­
stellen (ausgenommen im Rahmen der land­
und forstwirtschaftlichen Bewirtschaftung), 

9. auf anderen als hierfür behördlich zugelasse­
nen Plätzen zu zelten, Wohnwagen abzustellen, 
dies zu gestatten, oder im Rahmen der Erho­
lungsnutzung offene Feuer zu entzünden oder 
zu unterhalten, 

10. außerhalb behördlich zugelassener Start- und 
Landeplätze mit Hängegleitern, Gleitflugzeu­
gen, Ultraleichtflugzeugen und ähnlichen un­
bemannten Luftfahrzeugen zu starten, zu lan­
den oder,Flugmodelle mit Motor zu betreiben, 

11. Boote zu lagern, 

12. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschläge 
oder Schaukästen anzubringen (ausgenommen 
Hinweise auf den Schutz des Gebiets, behördli­
che Verbotstafeln, Verkehrszeichen, Verkehrs­
einrichtungen, Flußkilometer-Zeichen, Schil­
der für die Forst- und Waldeinteilung, Warnta­
feln, Ortshinweise, Wegmarkierungen oder zu­
lässige Wohn- und Gewerbebezeichnungen an 
Wohn- und Betriebsstätten, sofern nicht 
Leuchtschrift verwendet' wird). 
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(2) IDie Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Vor­
haben keine der in § 6 genannten Wirkungen her­
vorrufen kann oder .diese Wirkungen durch Neben­
bestimmungen ausgeglichen werden können. 
2Wird die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen er­
teilt, kann eine Sicherheitsleistung verlangt wer­
den. 3Die Vorschrift des Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG 
über Ersatzrnaßnahmen ist entsprechend anzu­
wenden. 

(3) Andere Fachbehörden sind zu beteiligen, so­
weit deren Belange berührt sind. 

(4) Soweit Entscheidungen über Erlaubnisse 
oder Befreiungen für Pflegernaßnahmen oder für 
eine ordnungsgemäße land-, forst- oder fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung erforderlich wer­
den, werden Kosten gemäß Art. 54 Abs. 2 BayNat­
SchG nicht erhoben. 

§8 

Ausnahmen 

Von den Beschränkungen dieser Verordnung 
bleiben ausgenommen 

1. die ordnungsgemäße land-, forst- und fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung im Sinn des 
Art. 6 Abs. 2 BayNatSchG; unabhängig davon 
gilt jedoch § 7 Abs. 1 Nr. 5, 

2. der Bau von land- oder forstwirtschaftlichen 
Straßen oder Wegen, einschließlich Holzlager­
streifen, mit einer Fahrbahnbreite von nicht 
mehr als 3,50 m, hergestellt aus naturraumtypi­
schem Material und ohne Oberflächenversiege­
lung; unabhängig davon gilt jedoch § 7 Abs. 1 
Nr. 5, 

3. der Abbau von Bodenschätzen auf den in den 
Karten nach § 2 Abs. 1 und 2 gesondert eingetra­
genen Flächen; maßgebend für den Grenzver­
lauf ist die Karte nach § 2 Abs. 2, 

4. die Aufsuchung und Gewinnung bergfreier Bo­
denschätze, im Rahmen bereits erteilter Berg­
bauberechtigungen, 

5. die rechtmäßige Ausübung der Jagd und der Fi­
scherei sowie Aufgaben des Jagdschutzes und 
der Fischereiaufsicht, 

6. Maßnahmen zur Unterhaltung von Straßen, We­
gen, Gewässern und deren Ufern und Dränanla­
gen, 
Maßnahmen des Winterdienstes auf Straßen im 
notwendigen Umfang und zur Verkehrssiche­
rung, soweit diese zur Abwehr von Gefahren er­
forderlich sind, 
Maßnahmen der Gewässen.lufsicht, 

7. der Betrieb bzw. die Nutzung sowie die Erweite­
rung von zulässigerweise errichteten baulichen 
Anlagen innerhalb landwirtschaftlicher Hof­
stellen, 

8. der 'Betrieb, die Instandsetzung und die ord­
nungsgemäße Unterhaltung von bestehenden 
Energie-, Wasserversorgungs- oder Entsor­
gungsanlagen sowie von bestehenden Fernmel­
deanlagen, Betriebsanlagen der Eisenbahn und 
Einrichtungen der Landesverteidigung, 

9. die zur Erhaltung der Funktionsfähigkeit der 
Schutzzone notwendigen und von den Natur­
schutzbehörden angeordneten oder zugelasse­
nen Überwachungs- , Schutz- und Pflegemaß­
nahmen. 

§9 

Befreiung 

Von den Verboten nach § 6 kann gemäß Art. 49 
B,ayNatSchG im Einzelfall Befreiung' erteilt wer­
den. 

§1O 

Entschädigung, Erschwernisausgleich 

(1) Soweit diese Verordnung oder die auf Grund 
dieser Verordnung getroffenen behördlichen Maß­
nahmen eine Enteignung darstellen oder einer sol­
chen gleichkommen, insoesondere weil sie eine we­
sentliche Nutzungsbeschränkung darstellen, ist 
Entschädigung gemäß Art. 36 BayNatSchG zu lei­
sten. 

(2) Die Vorschrift des Art . 36a BayNatSchG über 
Erschwernisausgleich bei Feuchtflächen bleibt un­
berührt. 

§11 
Z uständigkei ten 

(1) Für die Erteilung der Erlaubnis und der Be­
freiung ist das Landratsamt als untere Natur­
schutzbehörde zuständig, in dessen Bereich das 
Vorhaben ausgeführt werden soll. 

(2) Bei Vorhaben der Landesverteidigung und 
des Zivilschutzes entscheidet über die Befreiung 
nach Art . 49 Abs . 3 Satz 1 Halbsatz 5 BayNatSchG 
das Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen als- oberste Naturschutzbehörde. 

§ 12 

Aufgaben des Naturparkträgers 

Der Träger des Naturparks hat insbesondere 

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Maß­
nahmen zur Sicherung, Pflege und Entwicklung 
des Gebiets als eine für den Naturraum typische 
Vorbildslandschaft und als Erp.olungsraum ent­
hält (Pflege- und Entwicklungsplan), sie umzu­
setzen und bei Bedarf fortzuschreiben, 

2. Maßnahmen des Naturschutzes, insbesondere 
des Schutzes und der Pflege der Pflanzen- und 
Tierwelt, durchzuführen und zu fördern, 

3. das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestaltep 
und zu pflegen, insbesondere die Vielfalt, Eigen­
art und Schönheit des Landschaftsbilds für die · 
Allgemeinheit zu bewahren, 

4. die naturnahe und naturschonende Erholung im 
Naturpark zu fördern , 

5. die Bevölkerung über die Bedeutung des Natur­
parks für Naturschutz und Landschaftspflege 
sowie die Erholung aufiuklären. 
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§ 13 

Ordnungswidrigkei ten 

(1) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr.3 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrläs­
sig eine nach § 7 Abs. 1 erlaubnispflichtige Maß­
nahme ohne die erforderliche Erlaubnis vornimmt. 

(2) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr.6 BayNatSchG kann 
mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrläs­
sig einer mit einer Erlaubnis nach § 7 Abs. 1 oder ei­
ner Befreiung nach § 9 verbundenen vollziehbaren 
Auflage nicht nachkommt. 

(3) Die Einziehung von Gegenständen richtet 
sich nach Art. 53 BayNatSchG. 

§ 14 

Inkrafttreten 
Aufhebung früherer Vorschriften 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1995 
in Kraft. 

(2) 1 Gleichzeitig treten alle Vorschriften außer 
Kraft, die dieser Verordnung entgegenstehen oder 
entsprechen. 2Insbesondere treten außer Kraft: 

1. Die Kreisverordnung zum Schutze des Waldge­
biets zwischen den Gemeinden Nitzlbuch, Krot­
tensee und der Stadt Auerbach i . d .OPf. sowie 
des Waldgebiets um Rinnenbrunn, Gemeinde 
Rothenbruck des Landkreises Eschenbach 
i. d. OPf. vom 24. Februar ' 1969 (KABl Nr.7) -
nunmehr in den Landkreisen Amberg-Sulzbach 
(Regierungsbezirk Oberpfalz) und Nürnberger 
Land (Regierungsbezirk Mittelfranken) , 

2. die Kreisverordnung über den Schutz von Land­
schaftsteilen im Landkreis Sulzbach-Rosenberg 
vom 28 . August 1970 (KABl Nr. 32) -nunmehr in 
den Landkreisen Amberg-Sulzbach (Regie­
rungsbezirk Oberpfalz) und Nürnberger Land 
(Regierungsbezirk Mittelfranken) -, soweit die 
Landschaftsteile innerhalb der Grenzen des Na­
turparks erfaßt sind oder im Landkreis Nürn- . 
berger Land liegen; unberührt bleibt jedoch der 
Schutz der nicht als Schutzzone des Naturparks 
festgesetzten Bereiche der Landschaftsteile 
"Südlicher Sackdillinger Forst mit Ossinger" 
und "Sackdillinger-Krottenseer-Forst" sowie 
der außerhalb der Grenzen des Naturparks gele­
genen Landschaftsteile im Landkreis Amberg­
Sulzbach. 

München, den 14. Juli 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Thomas Goppel, Staatsminister 
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2038-3-4-5-3-K 

Verordnung 
zur Aufhebung der 

Verordnung über die Errichtung 
des Staatsinstituts für die Ausbildung 

der Lehrer an Realschulen 
sowie zur Aufhebung und Änderung 

weiterer Verordnungen 

Vom 21. Juli 1995 

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2 und 115 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengeset­
zes, Art. 28 Abs. 2 des Bayerischen Lehrerbildungs­
gesetzes und der Verordnung über die Einrichtung 
der staatlichen Behörden (BayRS 200-1-S) erläßt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht, 
Kultus, Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen 
mit den Bayerischen Staatsministerien der Finan­
zen und des Innern und dem Landespersonalaus­
schuß folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Errichtung des Staats­
instituts für die Ausbildung der Lehrer an Realschu­
len vom 10. Oktober 1958 (BayRS 2038-3-4-5-3-K) 
wird aufgehobe~. 

§2 

Die Zulassungs ordnung für das höhere Lehramt 
am Staatsinstitut für die Ausbildung der Lehrer an 
Realschulen vom 8. Mai 1980 (BayRS 2038-3-4-5-
4-K) wird aufgehoben. 

§3 

§ 5 Abs. 2 Nr.2 der Ordnung der Zweiten Staats­
prüfung für ein Lehramt an öffentlichen Schulen 
(Lehramtsprüfungsordnung 11 - LPO 11) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 29. September 
1992 (GVBI S.496, BayRS 2038-3-4-8-11-K) er­
hält folgende Fassung: 

,,2. für das Lehramt an Realschulen vom Staatsmi­
nisterium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft 
und Kunst," . 

§4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1996 in 
Kraft. 

München, den 21. Juli 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 

36-1-J 

Sechste Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Auslagenpauschsätze 
nach dem Gesetz über 

Kosten der Gerichtsvollzieher 

Vom 24. Juli 1995 

Auf Grund des § 35 Abs. 2 des Gesetzes über Ko­
sten der Gerichtsvollzieher vom 26 . Juli 1957 (BGBl 
III 362-1), zuletzt geändert durch Art. 12 Abs.27 
des Gesetzes vom 14. September 1994 (BGBl I 
S . 2325), in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr.9 der Zu­
ständigkeitsübertragungsverordnung Justiz vom 
17. Februar 1987 (GVBI S . 33, BayRS 300-1-3-J), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 20 . Juni 
1995 (GVBI S. 304), erläßt das Bayerische Staatsmi­
nisterium der Justiz folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 2 der Verordnung über Auslagenpauschsätze 
nach dem Gesetz über Kosten der Gerichtsvollzie­
her (BayRS 36-1-J), geändert durch Verordnung 
vom 23 . März 1989 (GVBI S . 100), erhält folgende 
Fassung: 

,, § 2 

Pauschsatz für Entgelte 
für Telefondienstleistungen 

(1) Für eine Telefondienstleistung im Orts- oder 
Nahbereich, die der Gerichtsvollzieher über den ei­
genen Fernsprechanschluß in Anspruch nimmt, 
wird ein Pauschsatz von 0,60 Deutsche Mark erho­
ben. 

(2) Für eine sonstige Inanspruchnahme von Tele­
fondienstleistungen im Orts- oder Nahbereich wer­
den die im einzelnen Fall entstandenen Auslagen 
erhoben. " 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au­
gust 1995 in Kraft. 

München, de!124. Juli 1995 

Bayerisches Staatsministerium der Justiz 

Hermann . Lee b , Staatsminister 
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2233-5-K 

Neunte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Benutzungsg~bühren 
der Bayerischen Landesschulen 

für Blinde, Gehörlose und Körperbehinderte 

Vom 25. Juli 1995 

Auf Grund des Art. 25 Abs. l Satz 1 Nr. 1 des Ko­
stengesetzes erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen folgende Verord­
nung: 

§ 1 

§ 1 der Verordnung über die Benutzungsgebüh­
ren der Bayerischen Landesschulen für Blinde, Ge­
hörlose und Körperbehinderte vom 10. Juli 1986 
(GVBl S . 226, BayRS 2233-5-K), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 24. Mai 1994 (GVBl S. 459), 
wird wie folgt geändert: 

. 1. In Absatz 1 werden ersetzt 
die Zahl 5160,00 durch die Zahl 5 700,00, 
die Zahl 258,00 durch die Zahl 285,OQ, 
die Zahl 3480,00 durch die Zahl 4 200,00, 
die Zahl 174,00 durch die Zahl 210,00 , 
die Za0.l 6 850,00 durch die Zahl 8 220,00, 
die Zahl 342,50 durch die Zahl 411,00. 

2. In Absatz 2 werden ersetzt 
die Zahl 1 720,00 durch die Zahl 1 900,00, 
die Zahl 86,00 durch die Zahl 95,00, 
die Zahl 1160,00 durch die Zahl 1400,00, 
die Zahl 58,00 durch die Zahl 70,00, 
die Zahl 2 280 ,00 durch die Zahl 2 740,00, 
die Zahl 114,00 durch die Zahl 137,00 . 

. 
§2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1995 in 
Kraft. 

München, den 25. Juli 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zehetmair, Staatsminister 
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2236-4-1-4-K 

Verordnung· 
zur Änderung der 

Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heilberufe 

Vom 27. Juli 1995 

Auf Grund von Art. 45 Abs. 2, Art. 89, 122 Abs. 1 
und Art. 128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über 
das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Unter­
richt, Kultus, Wissenschaft und Kunst folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für die Berufsfachschulen für 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, Kranken­
gymnastik, Logopädie, Massage und Orthoptik 
(Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heilbe­
rufe - BFSO HeilB) vom 18. Januar 1993 (GVEl 
S. 35, BayRS 2236-4-1-4-K) wird wie folgt geän­
dert: 

L In der Überschrift der Verordnung wird das 
Wort " Krankengymnastik" durch das Wort 
"Physiotherapie" ersetzt. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) In § 10 wird das Wort "Übungen" durch das 
Wort "Ausbildung" ersetzt. 

b»In § 35 werden die Worte " Qualifizierter be­
ruflicher Bildungsabschluß" durch die 
Worte "Mittlerer Schulabschluß" ersetzt. 

3. In § 1 Abs. l wird das Wort"Krankengymna­
stik" jeweils durch da.s Wort "Physiotherapie" 

. ersetzt. 

4. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Die Berufsfachschule für Physiothe­
rapie dient der Ausbildung nach § 9 des Ge­
setzes über die Berufe in der Physiotherapie 
(MPhG) vom 26. Mai 1994 (BGBI I S. 1084) in 
der jeweils geltenden Fassung. " 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) Die Berufsfachschule für Massage 
dient der Ausbildung nach § 4 Abs. 1 und 2 
des Gesetzes über die Berufe in der Physio­
therapie (MPhG) vom 26. Mai 1994 (BGEl I 
S. 1084) in der jeweils geltenden Fassung." 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

5. § 3 wird wie folgt geändert : 

a) In Satz 1 werden nach den Worten "Beschäf­
tigungs- und Arbeitstherapie" die Worte 
" ,in der Physiotherapie" sowie nach · ,,§ 4 
Abs. 4 BeArbThG" ,,§ 12 MPhG," eingefügt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Die Sätze 3 und 4 werden Sätze 2 und 3. 

d) Im neuen Satz 2 werden die Worte "ein 
Schuljahr" durch die Worte "zwei Schul­
jahre" ersetzt. 

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird das Wort "Bildungs­
abschluß" durch das Wort "Schulab­
schluß" ersetzt. 

bb) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. bei der Berufsfachschule für Physio­
therapie einen mittleren Schulab­
schluß oder eine nach dem Haupt­
schulabschluß oder einem gleich­
wertigen Abschluß abgeschlossene 
Berufsausbildung von mindestens 
zweijähriger Dauer sowie in der Re­
gel die Vollendung des 17. Lebens­
jahres (§ 10 MPhG) ;" 

ce) In Nummer 3 wird das Wort "Bildungs­
abschluß" durch das Wort "Schulab­
schluß" ersetzt. 

dd) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. bei der Berufsfachschule für Mas­
sage den Hauptschulabschluß oder 
eine gleichwertige Schulbildung 
oder eine abgeschlossene Berufsaus­
bildung von mindestens einjähriger 
Dauer sowie in der Regel die Vollen­
dung des 16. Lebensjahres (§ 5 
MPhG);" 

ee) In Nummer 5 werden die Worte "Bil­
dungsabschluß oder eine andere abge­
schlossene zehnjährige Schulbildung, 
die den Hauptschulabschluß erweitert" 
durch das Wort "Schulabschluß" er­
setzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 Nr. 4 wird,,§ 3 Abs.l Nr.l 
MBKG" durch ,,§ 2 Abs. 1 Nr. 2 MPhG" er­
setzt. 

7. In § 6 Satz 2 wird ,,§ 8 Abs. 2 MBKG" durch ,,§ 6 
Abs. 2, § 12 Abs. 2 und 3 MPhG" ersetzt. 

8. In § 7 Abs.,2 Satz 1 werden die Worte", bei der 
Berufsfachschule für Massage das erste Vier­
tel " gestrichen. 

9 . . § 9 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach ,,§ 21 Abs. 2" wird "und § 28 Satz 
2" eingefügt. 
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bb) Es wird folgende neue Nummer 1 einge­
fügt: 
,,1. beim Fach spezielle Krankheitslehre 

a) Innere Medizin und Geriatrie, 
b) Orthopädie und Chirurgie, 
c) Neurologie einschließlich Augen­

heilkunde, 
d) Psychiatrie und Kinder- und Ju­

gendpsychiatrie, 
e) Pädiatrie ;" 

cc) Die bisherigen Nummern 1 und 2 wer­
den Nummern 2 und 3. 

dd) In der neuen Nummer 2 werden die 
Worte "bei Fach Nr. l0 " durch die Worte 
"beim Fach Handwerkliche und gestal­
terische Techniken" ersetzt. 

ee) In der neuen Numme'r 3 werden die 
Worte" bei Fach Nr. 13" durch die Worte 
"beim Fach Fachspezifische Behand­
lungstechniken" und der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt. 

ff) Es wird folgende Nummer 4 angefügt: 
,, 4. in der Praxis der Beschäf.tigungsthe­

rapie: 
a) Orthopädie/funktionelle Thera­

pie, 
b) Psychiatrie, 
c) Pädiatrie oder Geriatrie oder 

Kinder- und Jugendpsychiatrie. " 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) 1 Für die Berufsfachschule für Phy­
siotherapie gilt die Stundentafel nach An­
lage 2.1 (vgl. Anlage 1 zur Ausbildungs- und 
Prüfungs verordnung für Physiotherapeu­
ten (PhysTh-APrV) vom 6. Dezember 1994, 
BGBI I S. 3786). 2Für die auf 18 Monate ver­
kürzte Ausbildung nach § 12 Abs . 1 Sätze 1 
und 2 MPhG gilt die Stundentafel nach An­
lage 2.2 (vgl. Anlage 2 zur PhysTh-APrV). 
3Bewerber, deren Ausbildung nach § 12 
Abs. 1 Satz 3 MPhG auf 12 Monate verkürzt 
wurde, treten in das zweite Halbjahr der 
Ausbildung nach Satz 2 ein. 4 Bei der ver­
kürzten Ausbildung nach den Sätzen 2 und 3 . 
gelten die für das Schuljahr getroffenen Re­
gelungen entsprechend für das Schulhalb­
jahr; d. h . insbesondere 

1. daß Vorrückungsfächer alle Pflichtfächer 
sind, in denen im Halbjahr planmäßig 
mindestens 20 Stunden Unterricht erteilt 
wird" 

2. daß Vorrückungsentscheidungen je Halb­
jahr getroffen werden und 

3. daß Jahreszeugnisse am letzten Schultag 
jedes Halbjahres ausgestellt werden." 

c) In Absatz 4 wird das Klammerzitat ,,(§§ 1 
und 2 MasseurAPrO)" durch die Worte 
,,(vgl. Anlage 1 zur Ausbildungs- und Prü­
fungsverordnung für Masseure und medizi­
nische Bademeister (MB-APrV) vom 6. De­
zember 1994, EGEl I S . 3770)" ersetzt. 

d) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

,,(6) Soweit das Staatsministerium nichts 
anderes bestimmt, können im Schuljahres­
durchschnitt bis zu 80 weitere Stunden all­
gemeinbildender Unterricht einschließlich 
Datenverarbeitung oder fachlicher Unter­
richt erteilt werden." 

10. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das. Wort "Übun­
gen" durch das Wort "Ausbildung" ersetzt. 

b) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "Kranken­
gymnastik die klinischen Praktika und 
die methodische Anwendung der Kran­
kengymnastik" durch die Worte "Phy­
siotherapie die praktische Ausbildung" 
und die Worte "praktischen Übungen" 
durch die Worte "praktische Ausbil­
dung" ersetzt; die Worte "als Unter­
richt" werden gestrichen. 

bb) In Satz 3 werden die Worte "fachprakti­
schen Übungen" durch die Worte "fach­
praktische Ausbildung" ersetzt. 

11. In § 11 Abs. 3 werden die Worte "Jahres- oder 
Abschlußzeugnis" durch das Wort "Jahres­
zeugnis" ersetzt. 

12. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 3 ange­
fügt: 

,,3Abweichend von Satz 1 betr~gt bei den 
Berufsfachschulen für Logopädie die Zahl 
der Schüler in einer Klasse mindestens 15." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3 Abweichend von den Sätzen 1 und 2 
beträgt bei den Berufsfachschulen für 
Logopädie die Gruppenstärke in den 
Fächern Stimmbildung, Sprecherzie­
hung, Praxis der Logopädie sowie Pra­
xis auf den Gebieten Audiologie, Pädau­
diologie, Psychologie einschließlich 
Selbsterfahrungstechniken, Musikthe­
rapie fünf Schüler." 

bb) Es werden folgende Sätze 4 und 5 ange-
fu~: . 

,, 4 Die fachpraktische Ausbildung außer­
halb der Schule gemäß § 10 erfolgt - so­
weit erforderlich - einzeln oder in klei­
nen Gruppen. 5Das Staatsministerium 
kann allgemein andere Gruppengrößen 
sowie den notwendigen Betreuungsauf­
wand für die fachpraktische Ausbil­
dung außerhalb der Schule festlegen. " 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "oder geneh­
migen" gestrichen. 

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Bei staatlichen Schulen kann die 
Schulaufsichtsbehörde von den festge­
legten Mindeststärken aus besonderen 
Gründen Ausnahmen zulassen. " 
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13. § 13 Abs. 3 Satz 3 wird aufgehoben. 

14. § 14 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Halbsatz 2 wird aufgehoben. 

b) ~~ Satz 3 werden die Worte "Fachpraktische 
Ubungen" durch die Worte "Die fachprakti­
sche Ausbildung" und das Wort "können" 
durch das Wort "kann" ersetzt. 

15. In § 15 Abs. 3 werden in Satz 1 die Worte "fach­
praktischen Übungen" und in Satz 3 die Worte 
"den fachpraktischen Übungen" jeweils durch 
die Worte "der fachpraktischen Ausbildung" 
ersetzt. 

16. § 17 Abs. 1 wird wie folgt geändert : 

a) Es werden folgende Sätze 2 und 3 eingefügt: 

,,2Abweichend hiervon ist bei der verkürz­
ten Ausbildung in der Physiotherapie nach 
§ 9 Abs. 2 Sätze 2 unq 3 auf Antrag vom theo­
retischen Unterricht zu befreien, wenn die­
ser in Form von Fernunterricht nach Maß­
gabe der Anlage 2 bzw. 3 der PhysTh-APrV 
erteilt wird. 3 Auf Antrag ist außerdem vom 
Pflichtunterricht für jeweils ein Schulhalb­
jahr zu befreien, wenn eine entsprechende 
Anrechnungsbescheinigung der Regierung 
nach § 12 Abs. 1 Sätze 4 und 5 MPhG vor­
liegt. " 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 4. 

17. § 18 wird' wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz 2 ange­
fügt : 

,,2Die Entscheidung trifft der Schulleiter. " 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

18. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird ,,§ 3 Abs.l Nrn.l oder 2 
MBKG" durch ,,§ 2 Abs.l Nrn.2 oder 3 
MPhG" ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDie Höchstausbildungsdauer ein­
schließlich möglicher Unterbrechungen 
beträgt an den Be~fsfachschulen für 
Beschäftigungs- und Arbeitstherapie, 
für Physiotherapie, für Logopädie und 
für Orthoptik fünf Jahre und an der Be­
rufsfachschule für Massage vier Jahre 
ab dem Eintritt in das erste Schuljahr." 

bb) In Satz 2 wird das Wort "Krankengym­
nastik" durch -das Wort "Physiothera­
pie" und das Wort "fünf" durch das 
Wort "sechs" ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird,,§ 8 Abs. 2 MBKG" durch 
,,§ 12 MPhG" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird ,, § 18 Abs.3 KrGymA­
PrO" durch ,,§ 7 Abs.4 PhysTh-APrV" 
und § 19 Abs. 2 MasseurAPrO" durch 
,,§ 10 Abs. 4 MB-APrV" ersetzt. 

19. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert : 

aa) In Satz 1 werden die Worte "Pflichtfä­
ehern, in denen in dem Schuljahr plan­
mäßig mindestens 40 Stunden oder eine 
Jahreswochenstunde Unterricht erteilt 
wird (Vorrückungsfächer), " durch das 
Wort " Fächern " ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "und unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 als 
Vorrückungsfach" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird nach dem Wort 
"Schulj!:lhr" das Wort "mindestens" einge­
fügt. 

20. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird das Klammerzitat ,,(§ 21 
Abs.2 Sätze 1 und 2)" gestrichen. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,, 2Vorrückungsfächer sind alle Pflichtfächer 
und selbständigen Teilgebiete gemäß § 9 
Abs.l Satz 2, in denen in dem Schuljahr 
planmäßig mindestens 40 Stunden oder eine 
Jahreswochenstunde Unterricht erteilt 
wurde. " 

c) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 3 
und 4. 

21. § 29 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

,,2. bei der Berufsfachschule für Physiothe­
rapie, wenn in jedem der Fächer Anato­
mie und Physiologie, Krankheitslehre 
und Hygiene, Krankengymnastische 
Behandlungstechniken sowie Physio­

. therapeutische Anwendungen nicht 
mindestens die Note 4 erzielt worden 
ist, " . 

b) Es wird folgende neue Nummer 4 eingefügt: 

,,4. bei der Berufsfachschule für Massage, 
wenn in jedem der Fächer Anatomie 
und Physiologie, Krankheitslehre und 
Hygiene, Klassische Massagetherapie 
(Fachtheorie) sowie Klassische Massa­
getherapie nicht mindestens die Note 4 
erzielt worden ist,". 

c) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5. 

22 . § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 4 bis 7 werden Ab­
sätze 3 bis 6. 

c) Der neue Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 werden die Worte "Kranken­
gymnastik die Lehrgangsbescheinigung 
nach § 8 Abs. 1 Nr. 4 KrgymAPrO" durch 
die Worte "Physiotherapie und für Mas­
sage die Bescheinigung über die regel­
mäßige und erfolgreiche Teilnahme an 
den Ausbildungsveranstaltungen (§ 1 
Abs. 4 PhysTh-APrVbzw. § 1 Abs. 3 MB­
APrV) " ersetzt. 
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bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

cc) Der bisherige Satz 5 wird Satz 4; die 
Zahl ,,6" wird durch die Zahl ,,5" er­
setzt. 

23. § 35 erhält folgende Fassung: 

,,§ 35 

Mittlerer Schulabschluß 
(vgl. Art. 13 Satz 4 BayEUG) 

1 Das Jahreszeugnis des dritten Schulj ahres 
der Berufsfachschule für Beschäftigungs- und 
Arbeitstherapie,-für Physiotherapie, für Logo­
pädie und für Orthoptik und das Jahreszeugnis 
des zweiten Schuljahres der Berufsfachschule 
für Massage verleiht in Verbindung mit dem 
Zeugnis über die staatliche Prüfung in der je­
weiligen Ausbildungsrichtung den mittleren 
Schulabschluß, wenn in den Pflichtfächern 
eine Durchschnittsnote von mindestens 2,50 
erzielt-wurde und befriedigende Kenntnisse in 
Englisch nachgewiesen werden. 2Diese Berech­
tigung wird in das Jahreszeugnis aufgenom­
men. 3 Schüler, die bereits mindestens einen 
mittleren Schulabschluß (Art. 25 BayEUG) be­
sitzen, und Hochschulzugangsberechtigte kön­
nen auf die Eintragung durch Antrag verzich­
ten. 4 Die geforderten Englischkenntnisse wer­
den nachgewiesen durch die Note "befriedi­
gend" in diesem Fach 

1. im Abschlußzeugnis einer Hauptschule (er­
folgreicher oder qualifizierender Haupt­
schulabschluß) oder 

2. im Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder 
10 eines Gymnasiums (Englisch als 1. Fremd­
sprache), einer Realschule, einer Wirt­
schaftsschule oder einer Schule besonderer 
Art oder 

3. im Zeugnis über den Nachweis erforderli­
cher Englischkenntnisse für den mitt~eren 
Schulabschluß der Berufsschule und Be­
rufsfachschule und für den qualifizierten 
beruflichen Bildungsabschluß (§ 41 Abs.5 
der Volksschulordnung) oder 

4. im Abschlußzeugnis einer Berufsschule oder 
Berufsfachschule im Pflichtfach oder Wahl­
fach; dem Abschlußzeugnis der Berufsfach­
schule steht das Jahreszeugnis des letzten 
Schuljahres der Berufsfachschule gleich. 

5 Schüler, die die geforderten Englischkennt­
nisse erst nach Abschluß der Ausbildung nach-

weisen, erhalten auf Antrag ein Zeugnis über 
den mittleren Schulabschluß, das dem vom 
Staatsministerium herausgegebenen Muster 
entsprechen muß." 

24 . § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird das Wort "Krankengymna­
stik" durch das Wort "Physiotherapie", das 
Wort "Prüfungsordnung" durch das Wort 
"Prüfungsverordnung" und das Wort 
" Krankengymnasten " durch das Wort "Phy­
siotherapeuten" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird das Wort "Prüfungsord­
nung" durch das Wort "Prüfungsverord­
nung" ersetzt; die Worte "für Masseure 
und" werden einmal gestrichen. 

25. § 50 Abs. 2 wird wie folgt geändert : 

a) Satz ·3 erhält folgende Fassung: 

,,3 § 49 Abs. 2 gilt entsprechend. " 

b) Satz 4 wird aufgehoben. 

26. In § 55 wird das Wort "Krankengymnastik" 
durch das Wort "Physiotherapie" erset~t. 

27 . § 56 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

28. § 58 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,, 3Die Aufstellung von Warenautomaten in der 
Schulanlage setzt voraus, daß der Aufwands­
träger mit der Aufstellerfirma einen jederzeit 
kündbaren Mietvertrag abschließt, in dem ein 
Verzicht auf Schadensersatzansprüche gegen 
den Freistaat Bayern und seine Bediensteten 
enthalten ist, und daß der Schulleiter unter 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zu-
stimmt." . 

29 . In § 62 Abs. 8 S)atz 1 wird das Wort "Übungen" 
durch das Wort "Ausbildung" ersetzt. 

30. In § 64 Abs. 2 werden die Worte "Die Schulauf­
sichtsbehörde" durch die Worte "Das Staats­
ministerium oder die von ihm beauftr agte 
Stelle" ersetzt. 

31. In § 65 Satz 1 wird das Wort "Übungen" durch 
das Wort "Ausbildung" ersetzt. 

32. Die bisherige Anlage 2 wird durch folgende An­
lagen 2.1 und 2.2 ersetzt: . 
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"Anlage 2.1 

Stundentafel für die Berufsfachschule für Physio!herapie 

1. 2. 3. Gesamt-
Fächer Schul- Schul- Schul- stunden 

jahr jahr jahr 

Theoretischer Unterricht 

Berufs- und Staatskunde 40 40 
Anatomie und Physiologie 240 80 60' 380 
Krankheitslehre und Hygiene 120 180 120 420 
Angewandte Physik 40 40 
Sozialwissenschaften 40 20 60 
Prävention und Rehabilitation 40 40 
Trainings- und Bewegungslehre 60 40 100 
Physikalische Therapie (Fachtheorie) 60 60 
Physiotherapeutische Anwendungen (Fachtheorie) 40 40 40 120 

Fachpraktischer Unterricht 

Erste Hilfe 40 40 
Bewegungserziehung 40 40 40 120 
Krankengymnastische Behandlungstechniken 360 140 500 
Physikalische Therapie 60 60 
Physiotherapeutische Anwendungen 40 300 240 580 
Befunderhebung 100 100 
Massagetherapie 120 40 160 

Zur Verteilung auf obige Fächer 20 20 40 801) 

Summe theoretischer und fachpraktischer Unterricht 1420 940 540 2900 

Praktische Ausbildung 

Chirurgie 240 
Innere Medizin 240 
Orthopädie 240 
Neuroiogie 240 
Pädiatrie 160 
Psychiatrie 80 
Gynäkologie 80 

Zur Verteilung auf obige Fachgebiete 240 
Sonstige Einrichtungen 80 

Summe praktische Ausbildung (je 45 Minuten) 1202) 5202) 9602) 1600 

Gesamtstundenzahl der Ausbildung 1500 1500 1500 4500 

1) Dem Lehrplan ist zu entnehmen, welcheI?- Fächern der Lernbereich "Sprache und Schrifttum" jeweils zugeordnet ist. 

2) Die Verteilung der Stundenzahlen der praktischen Ausbildung auf die Fachgebiete und die Schuljahre liegt in der Verant­
wortung der Schule; die praktische Ausbildung erfolgt erst ab dem zweiten Halbjahr des ersten Schuljahres. 
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Anlage 2.2 

Stundentafel für die Berufsfachschule für Physiotherapie - verkürzte Ausbildung 
. nach § 9 Abs. 2 Sätze 2 und 3 

Fächer 

Anatomie und Physiologie 
Spezielle Krankheitslehre 
Angewandte Physik 
Befunderhebung 
Trainings- und Bewegungslehre 
Physiotherapeutische Anwendungen (Fachtheorie) 
Bewegungserziehung 
Krankengymnastische Behandlungstechniken 
Physiotherapeutische Anwendungen 

Summe theoretischer und fachpraktischer Unterricht 
Summe praktische Ausbildung 

Gesamtstundenzahl der Ausbildung 

l. 
Halb­
jahr 

20 
20 

100 

100 

240 
460 

700 

2. 
Halb-
jahr 

50 
30 

25 

60 
25 

200 
190 

580 
120 

700 

3. Stunden 
Halb- gesamt 
jahr 

50 100 
30 60 

20 
25 70 

100 
60 120 
25 50 

200 500 
190 380 

580 1400 
120 700' 

700 2100" 
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33. Anlage 4 erhält folgende Fassung: 

Stundentafel für die Berufsfachschule für Massage 

Fächer 

Theoretischer Unterricht 

Deutsch 
Berufs- und Staatskunde 

1. 
Schul­
jahr 

40 
40 

Anatomie und Physiologie 200 
Krankheitslehre und Hygiene 200 
Sozialwissenschaften 20 
Prävention und Rehabilitatioi-I 
Klassische Massagetherapie (Fachtheorie) 80 
Reflexzonentherapie (Fachtheorie) 40 
Sonderformen der Massagetherapie (Fachtheorie) 40 
Bewegungstherapie (Fachtheorie) 60 
Elektro-, Licht- und Strahlentherapie (Fachtheorie) 40 
Hydro-, Balneo-, Thermo- und Inhalationstherapie (Fachtheorie) 40 

Fachpraktischer Unterricht 

Erste Hilfe 
Klassische Massagetherapie 
Reflex20nentherapie 
Sonderformen der Massagetherapie 
Bewegungsthera pie 
Elektro-, Licht- und Strahlentherapie 
Hydro- , Balneo-, T~ermo- und Inhalationstherapie 
Befunderhebung 

Zur Verteilung auf obige Fächer 

Summe theoretischer und fachpraktischer Unterricht 

Praktische Ausbildung 

Klassische Massagetherapie 
Reflexzonentherapie 
Sonderformen der Massagetherapie 
Übungsbehandlungen 
Elektro-, Licht- und Strahlentherapie 
Hydro- , Balneo-, Thermo- und Inhalationstherapie 

Summe praktische Ausbildung (je 45 Minuten) 

Gesamtstundenzahl der Ausbildung 

40 
160 

40 
40 
60 
40 
40 
40 

1260 

3001) 

1540 

2. 
Schul­
jahr 

140 
220 

40 
40 

40 

40 
40 

60 
80 
80 
80 
40 
40 
40 

10 

990 

5001) 

1490 

573 

"Anlage 4 

Stunden 
gesamt 

40 
40 

340 
420 

60 
40 
80 
40 
80 
60 
80 
80 

40 
220 
120 
120 
140 

80 
80 
80 

10 

2250 

800 

3030 

1) Die Verteilung der Stundenzahlen der praktischen Ausbildung auf die Fachgebiete obliegt der Verantwortung der einzelnen 
Schule. " -
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§2 

Auf Grund der geänderten Artikelfolge des Baye­
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter­
richtswesen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Juli 1994 (GVBl S. 689, ber. S. 1024 und 1995 
S. 98 und 148) werden außerdem die Verweisungen 
in der Berufsfachschulordnung nichtärztliche Heil­
berufe auf das Bayerische Gesetz über das Erzie­
hungs- und Unterrichtswesen wie folgt geändert: 

bisher neu 

Art. 4 Art. 5 

Art. 23 Art. 44 

Art. 24 Art . 45 

Art . 28 Art. 49 

Art. 29 Art. 50 

Art. 30 Art.51 . 

Art. 31 -Art. 52 

Art. 32 Art. 53 

Art. 33 Art. 54 

Art. 34 Art. 55 

Art. 35 Art . 56 

Art. 36 Art. 57 

Art. 37 Art. 58 

Art. 40 Art. 62 

Art. 41 Art. 63 

Art. 42 Art. 64 
Art. 61 Art . 84 

Art. 62 Art. 85 

Art. 63 Art. 86 

Art. 63 Abs.2 Art. 86 Abs.2 
Nrn.4und5 Nm. 4 bis6 

Art. 64 Art. 87 

Art. 65 Art. 88 · 

bisher neu 

Art. 67 Art. 90 

Art. 69 Art. 92 . 

Art. 69 Abs. 4 Art. 92 Abs.5 
Sätze 1 und 2 

Art. 70 Art. 93 

Art. 78 Art .. IOO 

Art. 87 Art. 111 

Art.91 · Art. 117 

Art. 93 Art. 122 

§ 3 

(1) IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. September 1994 in Kraft. 2Abweichend von Satz 
1 treten § 1 Nr.9 Buchst. a, Nr.12 Buchst. a und b, 

. Nr. 14 Buchst. a sowie Nm. 19, 20, 21 und 22 mit 
Wirkung vom 1. August 1995 in Kraft. 3Die Schul­
aufsichtsbehörde kann genehmigen, daß die Be­
rufsfachschulen für Physiotherapie und für Mas­
sage für Klassen, die mit der Ausbildung im Schul\"" 
jahr 1994/95 begonnen haben oder 1995/96 begin­
nen, die Auf teilung der Gesamtstunden abwei­
chend von Anlagen 2.1, 2.2 und 4 (vgl. § 1 Nm.32 
und 33) vornehmen. 

(2) Schüler der Berufsfachschulen für Kranken- . 
gymnastik und Massage, die ihre Ausbildung vor 
dem 1. Juni 1994 begonnen haben und ohne Unter­
brechung oder Wiederholung fortsetzen , beenden 
ihre Ausbildung nach den bisherigen Vorschriften. 

München, den 27. Juli 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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2236-2-1-K 

Verordnung 
zur Änderung der 

Berufsschulordnung 

Vom 28. Juli 1995 

Auf Grund von Art. 45 Abs. 2 Satz 4, Art. 49 Abs. 1 
Satz 2, Art. 89 und 128 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium für Unterricht, Kultus , Wissenschaft und 
Kunst folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Schulordnung für die Berufsschulen in Bayern 
(Berufsschulordnung - BSO) vom 19. Juli 1983 
(GVBl S.759, BayRS 2236-2-1-K), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 22 . Juli 19'91 (GVBI 
S. 261), wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird ,wie folgt geändert: 

a) In § 3 wird das Wort "Gastschüler" durch 
das Wort ,,(aufgehoben)" ersetzt. 

b) In § 8 werden die Worte "Förderklassen für 
Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache" 
durch die Worte ,,(aufgehoben)" ersetzt . . 

c) In § 35a werden die Worte "Qualifizierter 
beruflicher Bildungsabschluß" durch die 
Worte "Mittlerer Schul~bschluß" ersetzt. 

d) Es wird folgender § 70a eingefügt: 

,,§ 70 a Wegnahme von Gegenständen" 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 Nr. 2 werden an Stelle des 
Kommas nach dem letzten Halbsatz die 
Worte" und auf Grund dieser Vorbildung er­
wartet werden kann, daß der Unterricht mit 
Aussicht auf Erfolg besucht wird; " eingefügt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 Nr.3 wird am Ende an 
Stelle des Semikolons ein PJ1nkt gesetzt. 

c) Absat;;-:3 Satz 2 Nr. 4 wird aufgehoben. 

3. § 3 wird aufgehoben. 

4. In § 5 Abs. 2 wird das Wort "Sonderberufsschu­
len" durch das Wort "Förderschulen" ersetzt. 

5. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 4 ange­
fügt: 

,, 4 Zur Vermeidung von Unterrichts ausfällen 
infolge der Teilnahme von Schülern an Aüs­
bildungsmaßnahmen nach § 22 Abs. 2 Nrn. 2 
und 3 kann in Ausnahmefällen Blockunter­
richt nach Anhörung der zuständigen Stelle 
auch ohne Abstimmung mit ihr eingeführt 
werden." 

b) In Absatz 4 wird der Klammerzusatz gestri­
chen. 

6. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Sat~ 2 wird aufgehoben; die Satz­
bezeichnung 1 entfällt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte "kön­
nen gebildet werden für berufsschulberech­
tigte Schüler" durch die Worte "werden fer­
ner gebildet für Schüler" ersetzt. 

c) Absatz 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2 Der Unterricht findet im Fach Sozial­
kunde, im Fach Englisch, sofern es als 
Pflichtfach eingeführt ist, und in fachlichen 
Unterrichtsfächern statt." 

d) Absatz 3 Sätze 3 bis 6 werden aufgehoben. 

e) Es wird folgender Absatz 9 angefügt: 

,, (9) lZur Ermöglichung der Bildung von 
Klassen des Berufsvorbereitungsjahres für 
Schüler mit nichtdeutscher Muttersprache 
können besondere Schulsprengel gebildet 
werden ; die tägliche Heimfahrt der .~chüler 
muß jedoch sichergestellt bleiben. 2Uber die 
Einrichtung von Klassen des Berufsvorbe­
reitungsjahres für Schüler mit nichtdeut­
scher Muttersprache entscheidet die 
Schule ; die Entscheidung bedarf der Zu­
stimmung der Schulaufsichtsbehörde. " 

7. § 8 wird aufgehoben. 

8: § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhältfolgende Fassung: 

,,(1) 1 Die Zahl der Schüler in einer Klasse 
darf bei zwei parallelen Klassen im Durch­
schnitt nicht weniger als 16, bei drei paralle­
len Klassen im Durchschnitt nicht weniger 
als 21, bei vier parallelen Klassen im Durch­
schnitt nicht weniger als 23, bei fünf und 
sechs parallelen Klassen im Durchschnitt 
nicht weniger als 24 und bei sieben und 
mehr parallelen Klassen im Durchschnitt 
nicht weniger als 25 betragen. 2Die Zahl der 
Schüler einer Klasse soll nicht mehr als 32 
betragen. 3Beträgt nach Satz 1 die Zahl der 
Schüler einer Klasse mindestens 28, bei pa­
rallelen Klassen im Durchschnitt mehr als 
27, so kann zu den nach Satz 1 möglichen 
Klassen eine weitere Klasse gebildet wer­
den, wenn mehr als ein Viertel aller Schüler 
nicht über den erfolgreichen Hauptschulab­
schluß oder 'einen gleichwertigen Abschluß 
verfügt. " 
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b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) Nach Maßgabe näherer Bestimmun­
gen über die Gruppenbildung entscheidet 
die Schule nach pädagogischem Ermessen 
und nach den personellen, sachlichen und 
organisatorischen Gegebenheiten über die 
Teilung von Klassen in Gruppen. " 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4) Aus besonderen Gründen kann die 
Schulaufsichtsbehörde Ausnahmen von den 
in Absatz 3 festgelegten Mindeststärken, für 
Jungarbeiterklassen und Klassen des Be­
rufsvorbereitungsjahres auch von den in 
Absatz 1 festgelegten Mindeststärken ge­
nehmigen. " 

9. § 11 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Der Umfang des fachlichen Unterrichts, 
der in einzelne Unterrichtsfächer gegliedert 
werden kann, ergibt sich aus den einschlägi­
gen Lehrplänen, denen die Inhalte und die 
Zeitrichtwerte der Rahmenlehrpläne der 
Kultusministerkonferenz zugrundegelegt 
werden (Art. 45 Abs. 3 Satz 3 BayEUG)." 

b) In Absatz 3 werden die Worte ", insbeson­
dere im Fach Sozialkunde und im fachlichen 
Unterricht," gestrichen. 

10. Dem § 15 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,, (3) Die Schule kann ein Abschluß-, Jahres­
oder Entlassungszeugnis zurückbehalten, 
wenn ein vom Schüler zurückzugebendes 
Lernmittel trotz wiederholter Mahnung weder 
zurückgegeben noch zu seinem Zeitwert er­
setzt wird. " 

11. In § 16 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte "im Ar­
chiv" durch das Wort "bei" ersetzt. 

12. § 17 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) 1 Zur Feststellung des Leistungsstan­
des wird in jedem Schulhalbjahr mit Aus­
nahme des Faches Sport in allen allgemei­
nen und fachtheoretischen Unterrichtsfä­
chern sowie in den Fächern Kurzschrift, Ma­
schinenschreiben und Textverarbeitung 
eine Schulaufgabe bearbeitet. 2In Fächern 
nach Satz 1 mit drei oder mehr Unterrichts­
stunden kann die Schule bis zu vier Schul­
aufgaben im Schuljahr zur Bearbeitung 
stellen. 3In dem Schulhalbjahr, in dem die 
Abschlußprüfung stattfindet, können 
Schulaufgaben entfallen. 4 Abweichend von 
Satz 1 wird in Fächern mit nur einer Wo­
chenstunde im Teilzeitunterricht nur eine 
Schulaufgabe im Schuljahr gehalten, die 
Regelung des Satzes 3 findet hierauf keine 
Anwendung. 5In besonderen Fällen, insbe­
sondere für fächerübergreifenden Unter­
richt, kann das Staatsministerium für den 
fachlichen Unterricht Sonderregelungen 
treffen. " 

b) In Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 werden die 
Worte "Kurzschrift und Maschinenschrei­
ben" durch die Worte " Kurzschrift , Maschi­
nenschreiben und Textverarbeitung" ersetzt. 

c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"l Im fachpraktischen Unterricht und in Fä­
chern mit Schülerübungen werden von den 
Schülern Leistungsnachweise entsprechend 
der Art des Unterrichts erhoben." 

d) In Absatz 6 Satz 1 und Absatz 8 werden je­
weils die Worte "einer Schulaufgabe, einer 
Stegreifaufgabe oder" und das Wort "prak­
tischen" gestrichen. 

e) In Absatz 9 Satz 1 werden das Wort "prakti­
sehen" gestrichen und nach dem Wort "Lei­
stungsnachweis" die Worte "im fachprakti­
schen Unterricht oder in Fächern mit Schü­
lerübungen" eingefügt. 

. f) Absatz 10 erhält folgende Fassung: 

,,(10) 1Schriftliche Leistungsnachweise 
werden von der Schule für die Dauer eines 
Schuljahres nach Ablauf des Schuljahres, in 
dem 'sie geschrieben worden sind, aufbe­
wahrt. 2Wurden Leistungsnachweise in 
Form von Zeichnungen oder Werkstücken 
erbracht, können diese nach Bewertung an 
die Schüler zurückgegeben werden. " 

13. § 21 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) Über Anträge q.uf Befreiung vom Be­
such der Berufsschule nach Art. 39 Abs. 4 
BayEUG entscheidet die Schule." 

14. § 22 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a werden die 
Worte "oder genehmigt" durch die Worte 
"oder für einzelbetriebliche Maßnahmen ge­
nehmigt" ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr.2 Buchst. c und Nr.3 
Buchst. c wird das Wort "rechtzeitig" je­
weils durch die Worte " spätestens einen Mo­
nat vor Beginn" ersetzt. 

c) Absatz 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"l Zuständig für die Entscheidung über Be­
urlaubungen nach den Absätzen 1 bis 3 und 
7 ist die Schule. " 

d) Es wird folgender neuer Absatz 7 eingefügt : 

,,(7) 11m Fall der Schwan&erschaft oder 
der Mutterschaft können Schülerinnen auf 
Antrag vorübergehend beurlaubt werden, 
solange dies im Hinblick auf die Gesundheit 
der Mutter oder die Versorgung des Kindes 
erforderlich ist. 2Eine Beurlaubung soll sich 
mindestens auf die Zeit der Beschäftigungs-

. verbote nach dem Mutterschutzgesetz er­
strecken. 3Verheiratete Schüler können bei 
Vorliegen besonderer Gründe auf Antrag be­
urlaubt werden. " 

e) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 
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15. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Sätze 3 und 4 erhalten folgende 
Fassung: 

" 3 Schüler, die vor Erreichen der letzten 
Jahrgangsstufe zum Schuljahresende aus­
treten, erhalten ein Jahreszeugnis , in dem 
der rechtliche Grund des Austritts vermerkt 
ist . 4 Schüler, die während des Schuljahres 
austreten, ohne in eine andere Schule über­
zutreten, erhalten auf Antrag eine Beschei­
nigung über den bisherigen Schulbesuch 
und über die bis zum Austritt erzielten Lei­
stungen; die Bescheinigung stellt ferner den 
rechtlichen Grund des Austri tts fest ." 

b) Absatz 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: . 

,, 1 In das Zwischen-und in das Jahreszeugnis 
ist eine Bemerkung nach Art. 52 Abs. 3 Satz 3 
BayEUG aufzunehmen; dies gilt nach Maß­
gabe näherer Regelung des Staatsministe­
riums auch für die Teilnahme an Projekten. " 

c) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte 
"schriftliche, mündliche und praktische" 
durch das Wort "die" ersetzt. 

d) Absatz 4 Satz 4 wird aufgehoben. Die bishe­
rigen Sätze 5 und 6 werden Sätze 4 und 5. 

e) Es wird folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 

,, (5 ) Nach Maßgabe näherer Regelung des 
Staatsministeriums ' können Zeugnisnoten 
auch für Projekte aufgenommen werden; in 
diesem Fall gilt Absatz 4 entsprechend." 

f) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Ab­
sätze 6 und 7. 

16. § 25 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1 Das Berufsvorbereitungsjahr ist mit Erfolg 
besucht, wenn in allen Fächern des fachprakti­
schen Bereichs mindestens die Note 4 und in 
den übrigen Lernbereichen in nicht mehr als 
zwei Fächern eine schlechtere Note als 4 erzielt 
wurde oder wenn Notenausgleich zugebilligt 
wird." 

17. § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) 1 In der Abschlußprüfung sind in allen 
Klassen schriftliche Aufgaben in Sozialkunde 
und in mindestens zwei Fächern des fachlichen 
Unterrichts zu bearbeiten. 2Die Sozialkunde 
umfaßt hierbei in den kaufmännischen Fach­
klassen den Prüfungsteil Politische Bildung, in 
allen anderen Fachklassen die Prüfungsteile 
Politische Bildung sowie Rechts- und Wirt­
schaftskunde. " 

18. § 30 wird wie folgt geändert : 

a) In Absatz 3 werden die Worte "Kurzschrift 
und ·Maschinenschreiben" durch die Worte 
"Kurzschrift, Maschinenschreiben und 
Textverarbeitung" ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,, (5) Der Prüfungs ausschuß kann Behin­
derten für die schulische Abschlußprüfung 
Prüflingserleichterungen gewähren. " 

19. In § 32 Abs. 4 wird die Zahl ,,4" durch die Zahl 
,,3" ersetzt. 

20 . In § 33 Abs.l werden die Worte ,,§ 27 Abs.2 
Nr. 1 Buchst. a (Prüfungsteil Rechts- und Wirt­
schaftskunde) und b mit d sowie Nummer 2 
Buchst. b mit d" durch die Worte ,, § 27 Abs. 2 
(mit Ausnahme des Prüfungsteils Politische 
Bildung)" ersetzt. 

21. _§ 34 wird wie folgt geändert : 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

" 2 Wird die Abschlußprüfung im ersten 
Schulhalbjahr abgeschlossen, wird die Fort­
gangsnote aus den Einzelnoten des vorange­
gangenen und des laufenden Schuljahres ge­
bildet. " 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 10 ange­
fügt : 

,,1o Die ".Regelu~g des Sat.es 9 gilt entspre­
chend für die Ubernahme einer gemäß § 23 
Abs. 4 Satz 2 festgesetzten Zeugnisnote im 
Wahlfach Englisch in das Abschlußzeug­
nis ." 

c) Absatz 3 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

,,5Bei der Entscheidung über die Zuerken­
nung des erfolgreichen Berufsschulab­
schlusses werden die in einer niedrigeren 
Jahrgangsstufe abgelegten Pflichtfächer 
mitgewertet; das Fach Sport bleibt außer 
Betracht. " 

22 . § 35 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt : 

,,2Nach Maßgabe näherer Regelung des 
Staatsministeriums können für Projekte in 
der letzten Jahrgangsstufe Noten gebildet 
werden." 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

c) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Das Entlassungszeugnis enthält die 
Noten in den einzelnen Fächern und die Be­
merkung, daß die Berufsschule ohne Erfolg 
abgeschlossen wurde. " 

23 . § 35a erhält folgende Fassung: 

,, § 35a 

Mittlerer Schulabschluß 
(vgl. Art. 11 Abs. 2 Satz 2 BayEUG) 

1 Schüler, die eine Durchschnittsnote von 
mindestens 2,50 im Abschlußzeugnis der Be­
rufsschule erzielen und mindestens befriedi­
gende Englischkenntnisse nachweisen, erhal­
ten, sofern sie nicht bereits wenigstens einen 
mittleren Schulabschluß (Art . 25 BayEUG) be­
sitzen, von Amts wegen folgende Eintragung in 
das Abschlußzeugnis: 

"Dieses Zeugnis verleiht in Verbindung mit 
dem Nachweis einer erfolgreich abgeschlosse­
nen Berufsausbildung mit einer Regelausbil­
dungsdauer von mindestens zwei Jahren den 
mittleren Schulabschluß. " 
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2Die Durchschnittsnote im Abschlußzeugnis 
der Berufsschule ergibt sich aus dem arithmeti­
schen Durchschnitt aller im Zeugnis ausgewie­
senen Einzelnoten der Pflichtfächer; § 34 
Abs. 3 Satz 5 gilt €ntsprechend. 3Die geforder­
ten Englischkenntnisse, die dem Leistungs­
stand eines fünf jährigen Pflichtunterrichts 
entsprechen müssen, werden nachgewiesen 
durch die Note "befriedigend" in diesem Fach 

a) im Abschlußzeugnis einer Hauptschule-{er­
folgreicher oder qualifizierender Haupt­
schulabschluß) oder 

b) Jahreszeugnis der Jahrgangsstufe 9 oder 10 
eines Gymnasiums (Englisch als 1. Fremd­
sprache), einer Realschule, einer Wirt­
schaftsschule oder einer Schule besonderer 
Art oder 

c) im Zeugnis über den Nachweis erforderli­
cher Englischkenntnisse für ..den mittleren 
Schulabschluß der Berufsschule und Be­
rufs fa eh schule und für den qualifizierten 
beruflichen Bildungsabschluß (§ 41 Abs.5 
Volksschulordnung) oder 

d) im Abschlußzeugnis der Berufsschule. " 

24. In § 52 wird der bisherige Absatz 4 Absatz 3. 

25. § 63 Abs. 2 wird aufgehoben; der bisherige Ab­
satz 3 wird Absatz 2. 

26. § 65 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die Aufstellung von Warenautomaten in der 
Schulanlage setzt voraus, daß der Aufwands-

träger mit der Aufstellerfirma einen jederzeit 
kündbaren Mietvertrag abschließt, in dem ein 
Verzicht auf Schadensersatzansprüche gegen 
den Freistaat Bayern und seine Bediensteten 
enthalten ist, und daß der Schulleiter unter 
Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zu­
stimmt." 

27 . In § 69 Abs. 4 werden die Worte "Gesetz für Ju­
gendwohlfahrt" durch die Worte "Achten Buch 
Sozialgesetzbuch (Kinder- und Jugendhilfe) " 
ersetzt. 

28 . In § 70 Abs. 3 werden die Worte "Staatsministe­
rium für Unterricht ' und Kultus " durch die 
Worte "Staatsministerium für Unterricht, Kul­
tus, Wissenschaft und Kunst" ersetzt. 

29 . Es wird folgender § 70a eingefügt: 

,,§ 70a 

Wegnahme von Gegenständen 
(vgl. Art. 56 Abs. 4 BayEUG) 

lDas Mitbringen und Mitführen von gefähr­
lichen Gegenständen ist den Schülern unter­
sagt. 2Die Schule hat solche Gegenstände weg­
zunehmen und sicherzustellen. 3In gleicher 
Weise kann die Schule bei sonstigen Gegen­
ständen verfahren, die den Unterricht oder die 
Ordnung der Schule stören können oder stö­
ren. 4Über die Rückgabe derartiger Gegen­
stände entscheidet der Schulleiter; in den Fäl­
len des Satzes 2 darf die Rückgabe, soweit die­
ser nicht anderweitige Bestimmungen entge­
genstehen, nur an die Erziehungsberechtigten 
des Schül~rs erfolgen." 
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30. Die bisherige Anlage 1 wird durch folgende neue Anlage ersetzt: 

"Anlage 

Stundentafeln für die Berufsschulen in Bayern 

I. Pflichtunterricht 

1. 

1.1 

1.2 

2. 

3. 

lDie Zahl der Wochenstunden bzw. der Unterrichtswochen und die Fächer des fachlichen Unter­
richts werden für jeden Beruf bzw. jedes Berufsfeld vom Staatsministerium gesondert festgelegt . 
2Bei Vollzeitunterricht und bei Blockunterricht darf der Pflichtunterricht 37 Wochenstunden 
nicht übersteigen. 3Der allgemeinbildende Unterricht umfaßt in den Fächern Religion, Deutsch 
und Sozialkunde mindestens je drei Jahreswochenstunden, verteilt auf die Regelausbildungsdauer 
des Ausbildungsberufes. 4Abhängig von der Zahl der Gesamtwochenstunden bzw. der Gesamtun­
terrichtswochen beträgt die Mindestwochenstundenzahl bei Teilzeitunterricht, im Berufsgrund­
schuljahr und im Berufsvorbereitungsjahr: 

Teilzeitunterricht 

Einzeltagesunterricht 

Mindestwochenstundenzahl des 
Gesamtwochenstundenzahl allgemeinbildenden Unterrichts 

8 (Jungarbeiter) 4 (Jungarbeiter) 
9 bis 12 3 

ab13 4 

Blockunterricht 
Mindestwochenstundenzahl des 

Gesamtunterrichtswochen allgemeinbildenden TJnterrichts 

9 bis 11 13 
ab12 11 

Berufsgrundschuljahr 
Mindestwochenstundenzahl des 

Gesamtwochenstundenzahl allgemeinbildenden Unterrichts 

mindestens 36 7 

Berufsvorberei tungsj ahr 
Mindestwochenstundenzahl des 

Gesamtwochenstundenzahl allgemeinbildenden Unterrichts 

mindestens 34 10 

11. Wahlunterricht (bis zu 2 Jahreswochenstunden) 

Datenverarbeitung 

- im Berufsgrundbildungsjahr und Berufsgrundschuljahr nur soweit nicht Pflichtfach 

Englisch 

Mathematik 

Maschinenschreiben, Kurzschrift und Textverarbeitung 

- bei kaufmännischen Fachklassen nur, soweit nicht Pflichtfach und bei kaufmännischen und 
gastgewerblichen Fachklassen mit Teilzeitunterricht als Blockunterricht 

Französisch 

- nur bei kaufmännischen und gastgewerblichen, im Berufsgrundschuljahr nur bei gastgewerb-
lichen Fachklassen 

Buchführung 

- nur bei landwirtschaftlichen Fachklassen 

Sport 

- bei Teilzeitunterricht in Fachklassen an einzelnen Unterrichtstagen; 1 Stunde im Berufsgrund­
bildungsjahr 

Differenzierter Fachunterricht 

- im Berufsgrundbildungsjahr und im Berufsgrundschuljahr. " 
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Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
Max Schick GmbH, Druckerei und Verlag 
Karl-Schmid-Straße 13, 81829 München 
Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt 

§2 

Auf Grund der geänderten Artikelfolge des Baye­
rischen Gesetzes über das Erziehungs- und Unter­
richtswesen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. Juli 1994 (GVBI'S. 689, ber. S . 10·24 und 1995 
S. 98 und 148) werden außerdem die Verweisungen 
in der Berufsschulordnung auf das Bayerische Ge­
setz über das Erziehungs- und Unterrichtwesen 
wie folgt geändert: 

bisher neu 

Art. 4 Art. 5 

Art. 23 Abs. 5 Art. 39,40 

Art. 24 Art. 45 

Art. 25 Art. 46 

Art. 26 Art. 47 

Art. 30 Art. 51 

Art. 31 Art. 52 

Art. 32 Abs. 3 Art. 52 Abs. 3 

Art. 31 Abs. 3 Satz 3 Art. 52 Abs. 3 Satz 3 

Art. 32 Art. 53 

Art. 33 Ar(54 

Art. 33 Abs. 4 Art. 54 Abs. 4 

Art. 36 Art. 57 

Art. 37 Art. 58 

Art. 37 Abs. 1 Satz 2 Art. 58 Abs. 1 Satz 2 

Art. 37 Abs. 3 und 4 Art. 58 Abs. 3 und 4 

Art. 40 Art. 62 

Art. 40 Abs. 4 Satz 2 Art. 62 Abs. 4 Satz 2 

Art. 40 Abs. 5 Art. 62 Abs. 5 

Art. 40 Abs. 5 Satz 3 Art. 62 Abs. 5 Satz 3 
Halbsatz 2 Halbsatz 2 

Art.40Abs6 Art. 62 Abs. 6 

bisher neu 

·Art. 41 Art. 63 

Art. 61 Art. 84 

Art. 62 Art. 85 

Art. 63 Art. 86 

Art . 63 Abs. 2 Art. 86 Abs. 2 

Art. 63 Abs. 2 Nr. 4 Art. 86 Abs. 2 Nr. 5 

Art. 63 Abs. 8 Satz 2 Art. 86 Abs. 8 Satz 2 

Art. 65 Art. 88 

Art. 67 Art. 90 

Art. 69 Abs. 2 Nr. 2 Art. 92 Abs. 2 Nr. 2 

Art. 69 Abs. 4 Art. 92 Abs. 5 
Satz 1 und2 

Art. 70 Art. 93 

Art. 78 Art. 100 

Art. 87 Art. l11 

Art . 91 Art.l17 

§ 3 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. August 1995 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten § 1 Nrn.13 
und 23 mitWirkung vom 1. August 1994 in Kraft. 

München, den 28 . Juli 1995 
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